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Verwaltungsbeistandschaft und Wohnortswechsel ins Ausland
Sachverhalt
Für eine Frau führen wir eine Beistandschaft gem. Art. 393 Ziff. 2 ZGB zur Vermögensverwaltung. (Es wurde ihr auf Grund eines schweren Unfalls eine einmalige Versicherungssumme ausbezahlt und nicht eine Rente, wie sie es sich gewünscht hätte). Bis jetzt hat sie ihr Einkommen selber verwaltet. Nun zeigte sich in den letzen paar Monaten, dass dies nicht mehr gut funktioniert, sie hat sich auf Grund von Internetbekanntschaften verschuldet und konnte die laufenden Rechnungen nicht mehr bezahlen. Sie wird nun per Ende September nach Österreich ziehen und sich in der Schweiz abmelden. Wenn sie in der Schweiz geblieben wäre, hätten wir die Massnahme abgeändert und die Einkommensverwaltung auch eingeschlossen. 
Fragen: 

1. Kann die Vermögensverwaltung in der Schweiz weitergeführt werden, auch wenn die Frau in Österreich lebt? 

2. Was muss die VB tun, um ihre Verantwortlichkeit wahrzunehmen betreffend der Einkommensverwaltung, die gemäss letzten Erfahrungen notwendig wäre?

Erwägungen
1. Gemäss Art. 396 Abs. 2 ZGB erfolgt die Anordnung einer Verwaltungsbeistandschaft gemäss Art. 393 ZGB grundsätzlich dort, wo das Vermögen zu seiner Hauptsache verwaltet wird oder der zu vertretenden Person zugefallen ist (BSK ZGB I-Geiser, Art. 396 N 6). Die Verwaltungsbeistandschaft gemäss Art. 393 Ziff. 2 ZGB ist aber oft mehr personen- als vermögensbezogen; in solchen Fällen darf und muss am Wohnsitz verbeiständet werden (BK-Schnyder/Murer, Art. 396 ZGB N 48).

2. Im Gegensatz zu Vormundschaften (Art. 377 Abs. 1 ZGB) bedarf es bei den Beiratschaften und den Beistandschaften bei einem Wechsel des Wohnsitzes durch die hilfs- und schutzbedürftige Person keiner Zustimmung der Vormundschaftsbehörde. Demgegenüber ist eine Verwaltungsbeistandschaft nur übertragbar, wenn die Beistandschaft in erster Linie auf die Überwindung einer dauernden Schwäche, deren Ursachen im subjektiv-persönlichen Bereich der verbeiständeten Person liegt, nicht aber wenn sich die Beistandschaft auf die Erledigung einer einzelnen, vorübergehenden (auch persönlichen) Angelegenheit oder auf die Überwindung eines dauernden Schwächezustandes, die weniger die Person als das Vermögen betrifft, bezieht (BK-Schnyder/Murer, Art. 377 N 118 ff.).
3. Zu den Modalitäten der Übertragung hat die Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden im Jahre 2002 Empfehlungen herausgegeben (http://www.vbk-cat.ch/assets/pdf/de/dokumentationen/empfehlungen/04-uebertragung-vormundschaftliche-massnahmen-zvw-2002-s-205-220.pdf).

4. Im internationalen Kontext gilt seit 1. Juli 2009 der neue Art. 85 des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG / (http://www.admin.ch/ch/d/sr/2/291.de.pdf ) sowie das das Haager Übereinkommen vom 13. Januar 2000 über den internationalen Schutz von Erwachsenen (HESÜ/ http://www.admin.ch/ch/d/sr/i2/0.211.232.1.de.pdf ). Art. 85 Abs. 2 IPRG verweist auf das HESÜ; Art. 85 Abs. 3 IPRG erklärt die schweizerischen Gerichte und Behörden „ausserdem“ für zuständig, wenn der Schutz einer Person oder von deren Vermögen unerlässlich ist. Damit sollen nicht vorgesehene Konstellationen von Schutzbedürfnissen erfasst werden, z.B. wenn der Staat des gewöhnlichen Aufenthaltes kein Konventionsstaat ist und keine notwendigen Massnahmen trifft (I. Schwander, Das Haager Kindesschutzübereinkommen, in: ZVW 1/2009, S. 19). Art. 49 Abs. 1 HESÜ lässt bestehende und auch bilaterale Abkommen und Staatsverträge mit erwachsenenschutzrechtlichem Inhalt grundsätzlich unberührt, es sei denn,  die Staaten hätten eine gegenteilige Erklärung abgegeben. Österreich ist der Konvention bisher noch nicht beigetreten (http://hcch.e-vision.nl/index_fr.php?act=conventions.status&cid=71#mem ). Demgemäss gilt der Vertrag zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik Österreich über die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen vom 16. Dez. 1960 (V-Ö / http://www.admin.ch/ch/d/sr/i2/0.276.191.632.de.pdf ). 
5. Art. 1 V-Ö hält fest, dass die gerichtlichen Entscheide in Zivilsachen im jeweils anderen Land grundsätzlich anerkannt werden. Dazu gehören gemäss Art. 10 V-Ö ausdrücklich auch Entscheide der Vormundschaftsbehörden. Die Entscheide sind sodann gemäss Art. 5 V-Ö im jeweils anderen Land grundsätzlich vollstreckbar.  Soweit ein Verfahren gemäss Art. 8 V-Ö schon in einem der beiden Staaten anhängig gemacht wurde und der Entscheid dieses Verfahrens voraussichtlich durch den anderen Staat anerkannt werden muss, so hat ein später befasstes Gericht des anderen Staates ein Verfahren über denselben Gegentand abzulehnen. Gemäss Art. 14 V-Ö geben das österreichische Bundesministerium für Justiz und das schweizerischen Bundesamt für Justiz Auskunft zu Fragen über das Abkommen. 
Fazit: 
Beantwortung der Frage 1: 
Es ist gemäss dem Sachverhalt davon auszugehen, dass vorliegend primär die Vermögenssorge im Vordergrund steht und nicht die Personensorge. Somit ist die  Beistandschaft dort zu errichten, wo die Versicherungssumme verwaltet wird.  Gemäss Art. 1 i.V.m. Art. 10 V-Ö werden die Entscheide der Vormundschaftsbehörde grundsätzlich anerkannt und können gemäss Art. 5 V-Ö auch vollstreckt, d.h. die Massnahme kann in Österreich geführt werden. Das schweizerische Recht sieht aber die Zuständigkeit bei Art. 393 Ziff.  2 ZGB primär am Ort, wo sich das Vermögen, resp. die Vermögensverwaltung befindet (in Einklang mit dem bisher gültigen Haager Übereinkommen für Minderjährige (MSA), BGE 5C.25/2003). Das HESÜ umfasst in Art. 3 auch die Vermögenssorge und sieht in Art. 8 vor, dass die Behörden von Amtes wegen oder auf Antrag der Behörden eines anderen Vertragsstaats Massnahmen zum Schutz der Person oder des Vermögens treffen können.  Gerade wenn umfassende und komplexe Vermögenswerte und vor allem unbewegliches Vermögen in einem anderen Staat liegen, kann eine diesbezügliche Zuständigkeitsübertragung auf den Staat des Vermögenslageorts zweckmässig sein; Art. 9 HESÜ regelt die subsidiäre Zuständigkeit für Vermögenswerte (Füllemann, Das Haager Erwachsenenschutzübereinkommen, in: ZVW 1/2009S. 43. ff.). Das HESÜ setzt internationale Standards, welche m.E. zur Lückenfüllung und Auslegung von bilateralen Abkommen und nationalem Recht beizuziehen sind. So erscheint mir eine Übertragung in Absprache mit den österreichischen Behörden als zulässig. Voraussetzung ist aber, dass der Sachzusammenhang, also dass es die Massnahmeführung nach Sinn und Zweck des Vormundschaftsrechtes dafür spricht, die Massnahme in Österreich und nicht in der Schweiz zu führen. Dies hängt massgebend vom Anteil an Personensorge und des Umfangs der Vermögenssorge ab. Daraus ist zu schliessen, dass die Schweiz die Massnahme weiterführen kann, aber auch dass -  sofern der Sachzusammenhang für die Weiterführung der Massnahme in Österreich spricht -  in Absprache mit Österreich eine Übertragung zu prüfen wäre. Aufgrund der Praktikabilität ist – wenn möglich – anzustreben, dass die Vermögensverwaltung und eine allfällige Einkommensverwaltung am selben Ort geführt wird (Ausnahme: komplexe Vermögenssituationen).
Beantwortung der Frage 2:
Entscheidend ist, ob das Verfahren zur Überprüfung der bestehenden  Massnahme in der Schweiz bereits eröffnet wurde und hängig ist. Ist dies erfolgt, ist die Schweiz bis zum Abschluss des Verfahrens, inkl. allfälliger Errichtung einer weitergehenden Massnahme zuständig, kann dann aber gegebenenfalls die Massnahme übertragen (BGE 108 Ib 139, Rhinow/Koller/Kiss, Öffentliches Prozessrecht, § 19 Rz. 1097). Österreich muss gemäss Art. 8 V-Ö ein diesbezügliches Verfahren zudem ablehnen. Ist das Verfahren demgegenüber nicht hängig, so ist die Zuständigkeit von Amtes wegen zu prüfen. Sofern die betroffene Person ihren Wohnsitz bereits in Österreich hat und nicht ausschliesslich die Vermögenssorge betroffen ist, so sind grundsätzlich die österreichischen Behörden zuständig; für die Schweiz ergibt sich jedoch eine zusätzliche subsidiäre Zuständigkeit aus Art. 85 Abs. 3 IPRG. Daraus ist zu schliessen, dass bei hängigem Verfahren die Schweiz bis zu deren Abschluss zuständig bleibt; bei nicht hängigem Verfahren ggf. Österreich zuständig wäre, die Schweiz aber auch hier subsidiär – gerade bei Gefahr im Verzug – die Zuständigkeit erklären kann. Sollte Österreich zuständig sein, ist es empfehlenswert, dass die Schweizer Behörden dafür besorgt sind, dass ein Verfahren in Österreich eingeleitet wird.
Für weitere Auskünfte im Zusammenhang mit dem bilateralen Übereinkommen ist gemäss Art. 14 V-Ö das Bundesamt für Justiz zuständig (Tel. 031/322 41 22)
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